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Hans-Eckart Scharrer

Agrarpolitische 
Fehlentscheidung

Im edlen Wettstreit um die Gunst 
des deutschen Landvolkes ist es 

Finanzminister Stoltenberg jetzt ge
lungen, Landwirtschaftsminister 
Kiechle abzuhängen. Und er hat gu
te Chancen, auch den bereits etwas 
atemlos wirkenden Bauernpräsi
denten Heeremann aus dem Felde 
zu schlagen. Der unenwartete 
Gunstgewinn des Finanzministers 
ist vor allem darauf zurückzuführen, 
daß er ökonomischen und politi
schen Ballast abgeworfen hat. Als 
zunehmend hinderlich hatte sich 
besonders das Wahlversprechen 
erwiesen, Subventionen abbauen 
zu wollen. Lob gebührt hier CDU/ 
CSU-Fraktionschef Dregger, der 
schon früh erkannte, daß nach der 
ersten Streichungsrunde bei den 
Sozialleistungen weitere Subven
tionsverzichte nicht zumutbar sei
en. Von hier bis zur Gewährung 
neuer finanzieller Wohltaten bedurf
te es dann nur noch einer kleinen 
Wende, die nun, für jedermann 
sichtbar, vollzogen wurde.

Um keine Mißverständnisse ent
stehen zu lassen: Die Brüsseler

Agrarbeschlüsse bedeuten für Teile 
der deutschen Landwirtschaft Ein
kommenseinbußen, die oft nicht 
leicht zu verkraften sind. Das gilt für 
die Milchkontingentierung ebenso 
wie für den Abbau des Grenzaus
gleichs -  und damit die Senkung der 
Garantiepreise -  um fünf Prozent
punkte zum 1. Januar 1985. Auch 
wird man den Bauern einen An
spruch auf Vertrauensschutz nicht 
versagen können: Es waren
schließlich politisch gesetzte und 
von Bonn nie ernsthaft in Frage ge
stellte Rahmendaten -  hohe und re
gelmäßig steigende Agrarpreise, 
unbegrenzte Absatzgarantien, ver
billigte Kredite für Betriebserweite
rungen - ,  die sie zu Investitionen 
veranlaßten, welche sich nun plötz
lich als Fehlinvestitionen entpup
pen. Dies alles rechtfertigt jedoch 
nicht (zusätzliche) nationale Ge
schenke von jährlich 3 Mrd. DM und 
mehr -  bis 1991 über 20 Mrd. DM -  
nach dem Gießkannenprinzip.

Tatsächlich werden mit diesen 
Subventionen so ziemlich alle For
derungen verletzt, die an eine öko
nomisch und politisch rationale Bei
hilfengewährung zu stellen sind. Sie 
sind nicht zielgerichtet, sondern flie
ßen unterschiedslos an betroffene 
wie an nicht betroffene Landwirte 
(nur drei von fünf Betrieben verfü
gen über Milchkühe, nur für gut die 
Hälfte der deutschen Agrarproduk
tion wird der Abbau des Grenzaus
gleichs Preissenkungen nach sich 
ziehen); an Nebenerwerbslandwirte 
wie an bäuerliche Familienbetriebe; 
an einkommensschwache wie an 
einkommensstarke Bauern. Sie re
gen, da an den Umsatz gekoppelt 
(fiktive Mehrwertsteuererhöhung), 
zur Mehrproduktion an und geben 
damit falsche Marktsignale. Sie lei
sten -  bei der Milchrente -  einer blo
ßen Verschiebung der Überschuß
probleme von der Milch auf andere 
Produkte Vorschub. Und sie sind, 
wiewohl auf dem Papier befristet, 
zeitlich nicht degressiv gestaltet 
und werden daher ohne jeden Zwei
fel verlängert.

Nun hieße es an der Intelligenz 
des Finanzministers zweifeln, un
terstellte man ihm, er hätte dies al
les nicht selbst erkannt. So drängt 
sich die Schlußfolgerung auf, daß 
es bei dem warmen Regen für den 
Nährstand gar nicht primär um 
agrarpolitische Ziele geht. Schließ
lich ist am 17. Juni Europawahl. Mit 
ihrem beflissenen Wahlgeschenk 
hat die Regierungskoalition nun 
freilich Geister gerufen, die sie bis 
zur Bundestagswahl nicht mehr los
werden dürfte und die für die künfti
ge Wirtschafts- und Finanzpolitik 
nur das Schlimmste befürchten las
sen. Der politischen Erpressung 
durch schlagkräftige Interessen
gruppen sind nach diesem Sünden
fall jedenfalls Tür und Tor geöffnet. 
Die ökonomische Rationalität muß 
dabei notwendigerweise auf der 
Strecke bleiben, die „größte Steuer
reform der Nachkriegsgeschichte“ , 
unerläßlich für die langfristige Ver
besserung der gesamtwirtschaftli
chen Angebotsbedingungen, könn
te mangels Verteilungsmasse leicht 
zur Posse entarten.

Auch in Brüssel hat die deutsche 
Politik an Glaubwürdigkeit einge
büßt. Nicht allein, daß die Bundes
regierung mit dem Aufstocken der 
Mehrwertsteuersubvention von drei 
auf fünf Prozentpunkte und dem 
Vorziehen der Regelung auf den 1. 
Juli den beim Europäischen Rat ge
fundenen Konsens gröblich verletzt 
hat. Schlimmer noch: mit welchen 
Argumenten will sie künftig ge
gen eigenmächtige Beihilfenge
währungen anderer Länder oppo
nieren, wie sie es erst kürzlich -  er
folgreich -  im Falle der belgischen 
Textilindustrie getan hat? Und wie 
will man unseren Partnern begreif
lich machen, daß in Brüssel gespart 
werden muß, wenn in Bonn Geld mit 
beiden Händen zum Fenster hin
ausgeworfen wird?

Der gesamtwirtschaftliche und 
politische Schaden der Bonner 
Fehlentscheidung wird jedenfalls 
noch lange nachwirken. Länger als 
der Dank der Beschenkten.
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